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Leitsätze Die Leistungsminderung nach § 1 Nr. 2

AsylblG im Falle der mangelnden
Mitwirkung des Ausländers bei der
Beschaffung von Pass- oder sonstigen
Identitätspapieren ergibt sich direkt aus
dem Gesetz und beruht nicht auf einer
Ablehnungsentscheidung der Behörde
wegen fehlender Mitwirkung des
Leistungsempfängers bei der
Sachverhaltsaufklärung.
Die Verweisungsvorschrift des § 7 Abs. 4
AsylblG erfasst die Mitwirkungspflichten
aus § 15 AsylVfG nicht. Im Falle
mangelnder Mitwirkung des vollziehbar
ausreisepflichtigen Asylbewerbers bei der
Beschaffung von Pass- oder sonstigen
Identitätspapieren bedarf die
Leistungseinschränkung nach § 1a Nr. 2
AsylblG nicht einer Belehrung i.S.v. § 66
Abs. 3 SGB I, sondern lediglich einer
Anhörung zur beabsichtigten Maßnahme.
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Datum -

Auf die Beschwerde des Antragsgegners wird der Beschluss des Sozialgerichts
Reutlingen vom 4. April 2005 aufgehoben. Der Antrag, den Antragsgegner im Wege
des einstweiligen Rechtsschutzes zu verpflichten, dem Antragsteller vorlÃ¤ufig
weiterhin ungekÃ¼rzte Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu
gewÃ¤hren, wird abgelehnt.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

Die rechtzeitig schriftlich erhobene Beschwerde (Â§ 173 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG -) ist begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht Reutlingen â�� SG â�� hat dem
Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung zu Unrecht stattgegeben. Die
Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass der begehrten einstweiligen Anordnung liegen
nicht vor.

Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 1 SGG kann das Gericht der Hauptsache, soweit nicht ein
Fall des Abs. 1 a.a.O. vorliegt, eine einstweilige Anordnung in Bezug auf den
Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, dass durch eine VerÃ¤nderung
des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des Antragstellers
vereitelt oder wesentlich erschwert werden kÃ¶nnte. Einstweilige Anordnungen sind
auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Satz 2 a.a.O.).

Vorliegend kommt, da die Voraussetzungen des Â§ 86b Abs. 1 SGG ersichtlich nicht
gegeben sind und es auch nicht um die Sicherung eines bereits bestehenden
Rechtszustands geht (Sicherungsanordnung (Abs. 2 Satz 1 a.a.O.)), nur eine
Regelungsanordnung nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG in Betracht (vgl. dazu Keller in
Meyer-Ladewig, SGG, 8. Auflage, Â§ 86b Rdnrn. 25 ff.; Funke-Kaiser in Bader u.a.,
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO), 3. Auflage, Â§ 123 Rdnrn. 13 ff.). Der Erlass
einer einstweiligen Anordnung verlangt grundsÃ¤tzlich die â�� summarische â��
PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in der Hauptsache sowie die Erforderlichkeit einer
vorlÃ¤ufigen gerichtlichen Entscheidung (vgl. Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)
Buchholz 421.21 Hochschulzulassungsrecht Nr. 37; Schoch in Schoch/Schmidt-
AÃ�mann/Pietzner, VwGO Â§ 123 Rdnrn. 64, 73 ff., 80 ff.; Puttler in Sodan/Ziekow, 
VwGO Â§ 123 Rdnrn. 78 ff.). Die Erfolgsaussicht des Hauptsacherechtsbehelfs
(Anordnungsanspruch) und die EilbedÃ¼rftigkeit der erstrebten einstweiligen
Regelung (Anordnungsgrund) sind glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG
i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 der Zivilprozessordnung). Dabei sind die diesbezÃ¼glichen
Anforderungen umso niedriger, je schwerer die mit der Versagung vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes verbundenen Belastungen â�� insbesondere auch mit Blick auf ihre
Grundrechtsrelevanz â�� wiegen (vgl. Bundesverfassungsgericht (BVerfG) NJW
1997, 479, 480 f.; NJW 2003, 1236 f.; Beschluss vom 12. Mai 2005 â�� 1 BvR 569/05
(verÃ¶ffentlicht in JURIS); Puttler in Sodan/Ziekow, a.a.O. Rdnrn. 95, 99 ff.). Die
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Erfolgsaussichten der Hauptsache sind daher bei besonders folgenschweren
BeeintrÃ¤chtigungen u.U. nicht nur summarisch, sondern abschlieÃ�end zu
prÃ¼fen; ggf. ist eine FolgenabwÃ¤gung vorzunehmen (vgl. BVerfG NVwZ 1997,
a.a.O.; Beschluss vom 12. Mai 2005 a.a.O.). MaÃ�gebend fÃ¼r die Beurteilung der
Anordnungsvoraussetzungen sind regelmÃ¤Ã�ig die VerhÃ¤ltnisse im Zeitpunkt der
gerichtlichen Eilentscheidung (stÃ¤ndige Rechtsprechung des Senats; vgl.
BeschlÃ¼sse vom 15. Juni 2005 â�� L 7 SO 1594/05 ER-B â�� und vom 1. August
2005 â�� L 7 AS 2875/05 ER-B â�� (beide m.w.N. aus der verwaltungsgerichtlichen
Rechtsprechung); Schoch in Schoch/Schmidt-AÃ�mann/Pietzner, a.a.O. Rdnrn. 165
ff.; Puttler in Sodan/Ziekow, a.a.O. Rdnr. 79; Funke-Kaiser in Bader u.a., a.a.O. Rdnr.
62).

Im Falle des Antragstellers fehlt es insbesondere am Vorliegen eines
Anordnungsanspruchs. Der Antragsteller hat aufgrund der zwingenden Vorschrift
des Â§ 1a Nr. 2 des Asylbewerberleistungsgesetzes â�� AsylblG â�� keinen
Anspruch auf ungekÃ¼rzte Leistungen, denn aufenthaltsbeendende MaÃ�nahmen
kÃ¶nnen derzeit aus von ihm zu vertretenden GrÃ¼nden nicht vollzogen werden.
Der Asylantrag des Antragstellers wurde mit Bescheid des Bundesamtes fÃ¼r
Migration und FlÃ¼chtlinge vom 30. Januar 2004 als offensichtlich unbegrÃ¼ndet
abgelehnt (Â§ 30 Asylverfahrensgesetz â�� AsylVfG -). Der Antragsteller ist daher
vollziehbar ausreisepflichtig, da seine Klage keine aufschiebende Wirkung hatte (Â§
75 AsylVfG) und nachdem auch sein Antrag auf Anordnung der aufschiebenden
Wirkung dieser Klage vom Verwaltungsgericht Freiburg mit Beschluss vom 23.
MÃ¤rz 2004 abgelehnt worden ist (A 1 K 10218/04).

Diese Abschiebungsandrohung kann derzeit nicht vollzogen werden, da dem
hierfÃ¼r zustÃ¤ndigen RegierungsprÃ¤sidium Stuttgart keine IdentitÃ¤tspapiere
vorgelegt worden sind. Der Antragsteller ist unabhÃ¤ngig von seiner behaupteten
liberianischen StaatsangehÃ¶rigkeit nach Â§ 15 Abs. 2 Nrn. 3, 4, 6 AsylVfG auch zur
Mitwirkung bei der Beschaffung von Papieren fÃ¼r ein aufnahmebereites anderes
Land verpflichtet. Dazu gehÃ¶rt auch die geforderte Vorsprache bei der
nigerianischen Botschaft, da ein solches aufnahmebreites Land nach den
Feststellungen des Bundesamtes in seinem Falle Nigeria sein kann. Dorthin ist auch
die Abschiebung angedroht worden. Die mangelnde Mitwirkung ist kausal dafÃ¼r,
dass keine Papiere beschafft und damit aufenthaltsbeendende MaÃ�nahmen nicht
vollzogen werden kÃ¶nnen, wie es Voraussetzung fÃ¼r die
LeistungseinschrÃ¤nkung nach Â§ 1a AsylblG ist.

Dieses Verhalten ist dem Antragsteller als vorwerfbar zuzurechnen. Aus seinem
Vorbringen sind keine GrÃ¼nde ersichtlich, warum ihm die Mitwirkung in Form der
Vorsprache bei der Botschaft oder in Form der Vorlage des offenbar vorhandenen
Passes unzumutbar wÃ¤re. Die Behauptung, Liberianer zu sein, genÃ¼gt dafÃ¼r
nicht. Nach seinen eigenen Angaben hat er nÃ¤mlich seit frÃ¼hester Kindheit sein
Leben bis zur Ausreise in Nigeria verbracht und dort auch eine Ausbildung
durchlaufen. Es ist nicht erkennbar, aus welchen GrÃ¼nden er dorthin nicht
zurÃ¼ckkehren kÃ¶nnte. Der Antragsteller hat sich auch nicht zu dem Vortrag des
Antragsgegners geÃ¤uÃ�ert, dass nÃ¤mlich bekannt geworden ist, dass er Ã¼ber
einen Reisepass verfÃ¼gt. Er setzt damit wÃ¤hrend dieses Verfahrens seine
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Verweigerung der Mitwirkung fort. Dasselbe gilt angesichts der Tatsache, dass er
einer weiteren Aufforderung des RegierungsprÃ¤sidiums Freiburg, bis zum 15. April
2005 die IdentitÃ¤tspapiere vorzulegen, nicht Folge geleistet hat. FÃ¼r den Senat
steht damit fest, dass die Voraussetzungen des Â§ 1a Nr. 2 AsylblG vorliegen,
weshalb der Anspruch des Antragstellers auf Leistungen nach diesem Gesetz
reduziert ist. Der BehÃ¶rde stand bei der Entscheidung hierÃ¼ber kein Ermessen
zu.

Der angegriffene Bescheid ist auch nicht aus den vom SG angenommenen,
verfahrensrechtlichen GrÃ¼nden rechtswidrig. Die Leistungsminderung ergibt sich
nÃ¤mlich, anders als die Ablehnung gemÃ¤Ã� Â§ 66 Abs. 3 Sozialgesetzbuch Erstes
Buch â�� SGB I -, unmittelbar aus dem Gesetz (Â§ 1a Nr. 2 AsylblG) und beruht
nicht auf einer Ablehnungsentscheidung des Antragsgegners wegen fehlender
Mitwirkung im Sinne des Â§ 66 SGB I. Zwar verweist Â§ 7 Abs. 4 AsylblG auf die
Mitwirkungsvorschriften der Â§Â§ 60 bis 67 SGB I. Selbst wenn man diese
Verweisung auf alle Mitwirkungspflichten des Asylbewerberleistungsgesetzes
anwendet und nicht nur auf die im Rahmen der Einkommens- und
VermÃ¶gensermittlung nach Â§ 7 AsylblG (so wohl VG Hamburg InfAuslR 2002, 412
und VG Greifswald NordÃ�R 2000, 205 und GK-AsylblG Rdnr. 131 zu Â§ 7), betrifft
sie nicht Mitwirkungspflichten, die sich aus anderen Gesetzen ergeben. Im Falle des
Antragstellers geht es um die Durchsetzung der Mitwirkungspflichten insbesondere
aus Â§ 15 Abs. 1 Nrn. 3 und 6 AsylVfG. Schon aus diesem systematischen Grund
greift hierfÃ¼r die Verweisungsvorschrift des Â§ 7 Abs. 4 AsylblG nicht. Verlangt
wird vor Erlass eines entsprechenden Bescheides zu Recht lediglich die AnhÃ¶rung
des Betroffenen (GK-AsylblG Rdnr. 107 zu Â§ 1a). Diese ist hier erfolgt. Der
Antragsteller hatte auch ausreichend Zeit und Gelegenheit, die
Mitwirkungshandlung nachzuholen oder seine Bereitschaft hierzu zu erklÃ¤ren und
so die LeistungskÃ¼rzung zu vermeiden.

Dass diese Auslegung der Verweisungsvorschrift des Â§ 7 Abs. 4 AsylblG richtig ist,
ergibt sich auch aus folgenden Ã�berlegungen: Die Â§Â§ 60 bis 67 SGB I dienen der
AufklÃ¤rung des entscheidungserheblichen Sachverhaltes zur Entscheidung Ã¼ber
die Bewilligung von Sozialleistungen. Die Ablehnung einer Leistung nach Â§ 66 Abs.
3 SGB I ist an die Voraussetzung geknÃ¼pft, dass wegen der fehlenden Mitwirkung
die Voraussetzungen der Leistungen nicht nachgewiesen sind. Um einen solchen
Sachverhalt geht es im vorliegenden Fall nicht. Die Voraussetzungen fÃ¼r
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sind vielmehr gegeben,
jedenfalls zwischen den Beteiligten nicht zweifelhaft. Die Mitwirkungspflichten des 
Â§ 15 AsylVfG bezwecken â�� anders als die aus Â§ 7 Abs. 1-3 AsylblG oder aus den
Â§Â§ 60 ff SGB I â�� nicht die AufklÃ¤rung eines asylerheblichen und insbesondere
nicht die eines fÃ¼r Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
maÃ�geblichen Sachverhaltes. Sie dienen vielmehr der Durchsetzung
auslÃ¤nderrechtlicher Pflichten eines Asylbewerbers. Die LeistungskÃ¼rzung nach
Â§ 1a AsylblG beruht nicht auf dem EmpfÃ¤nger zurechenbarer, mangelnder
SachverhaltsaufklÃ¤rung, sondern sie stellt eine Sanktion fÃ¼r die Verletzung
anderer, nicht der SachverhaltsaufklÃ¤rung dienender Pflichten dar. FÃ¼r diese
enthÃ¤lt Â§ 66 SGB I keine Regelungen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 07.11.2005

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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